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ciationen, ferner ob ſie zur ſocialdemokratiſchen Arbeiterpartei oder 
Inhalt. zum allgemeinen deutſchen Arbeiterverein oder zu gar keiner größern 

Die politiſchen Arbeiter Parteien der Gegenwart und ihre Ziele. politiſchen Arbeiteraſſociation gehören. 5 
I. (Schluß.) Zur nähern Würdigung dieſer Frage iſt vor allem auf den 
Einfluß zurückzugreifen, welchen die hervorragenden Führer der poli= 
5 0 5 . re En tiſchen Arbeiteraſſociationen den Gewerkſchaften einräumen und welchen 
90 n e uh Ehn cin geg k ene u 9 ſie in möglichſt ausgedehnter Weiſe zu gewinnen verſuchen, um ſodann 

5 | er und 567 q ; 9 f f 
ſeinen Gehilfen und Lehrlingen ſind ſelbſt vor Ablauf von dreißig Tagen ſeit ihre politiſchen Zwecke mit der Hilfe und der Unterſtützung der Ge- 
dem Aufhören des Dienſtverhältniſſes nur vor dem ordentlichen Richter zu werkſchaften erreichen zu können. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


verfolgen. Schon im Jahre 1847 behauptete Karl Marx in ſeiner gegen 
Notiz. Proudhon gerichteten Schrift „Misere de la Philosophie“, daß die 
Verordnungen. engliſchen Gewerkvereine für die Organiſation der Arbeiterclaffe dieſelbe 
Perſonalien. Bedeutung haben, wie die Gemeindebildung des Mittelalters für die 
Erledigungen. Mittelclafſen der bürgerlichen Geſellſchaft, und mit ihm ſtimmt auch 


== — der bekannte National⸗Oekonom Profeſſor Brentano in Breslau in⸗ 


4 aa 21 5 a ſofern überein, als er in feinen „Arbeitergilden der Gegenwart“ den 
Die politiſchen Arbeiter-Parteien der Gegenwart und heutigen Organiſationen der Arbeiter — den Gewerkvereinen oder 


ihre Ziele. Gewerksgenoſſenſchaften — dieſelbe Wichtigkeit für die Löſung der 
8 ſocialen Frage beilegt, wie ſie die Handwerkergilden des Mittelalters 
(Schluß.) für das Emporkommen der bürgerlichen Geſellſchaft hatten, und ihnen, 
IV. wiewohl fie in ihren Anfängen mit den Handwerkergilden das Aus— 


\ ER : ſchließen rein politiſcher Zwecke gemeinſam haben, die Möglichkeit 

Die Gewerkſchaftsgenoſſenſchaften. einräumt, dennoch auf die Politik der Regierungen und auf die 

Die Gewerksſchaftsgenoſſenſchaften, auch Gewerkvereine genaunt, Herrſchaft der gegenwärtigen Machthaber einen ſtarken Druck ausüben 
haben ausweislich ihrer von einander wenig verſchiedenen Statuten zu können. 


zum Zwecke die „Wohlfahrt ihrer Mitglieder zu fördern, Arbeitsloſe Auf dem Congreſſe der Internationale zu Genf wurde bezüglich 
(inöbefondere bei Strikes) zu unterſtützen, Begräbniß⸗, Krankencaſſen 2c | der Gewerkvereine Folgendes beſchloſſen: 
zu gründen, für Vereinszwecke zu agitiren, ſtatiſtiſche Erhebungen Die Errichtung und Förderung derſelben muß die Hauptauf⸗ 


über Arbeitslöhne, Arbeitszeit, Lebensmittelpreiſe zu pflegen, Arbeiten gabe des Arbeiterſtandes bleiben; — abgeſehen davon, daß fie den 
zu vermitteln, die ſocialiſtiſche Preſſe zu unterſtützen, das Lehrlings- Uebergriffen des Capitals entgegen zu wirken haben, muͤſſen fie lernen, 
weſen zu fördern ꝛc. ꝛc.“; ſie find Vereine, welche in den einzelnen als Brennpunkte der Organiſation der Arbeiterelaſſe 
Orten Mitglieder desſelben Handwerks oder verwandter Gewerbe als zu handeln, fie müſſen jede foctale und politſche Bewegung, 
. Mitgliedſchaften unter ſich vereinigen. Dieſe Mitgliedſchaften welche auf dieſes Ziel losſteuert, unterſtützen, ſich ſelbſt als die han⸗ 
haben in der Regel eine ſelbſtſtändige und organiſirte locale Ver⸗ delnden Kämpfer und Vertreter der ganzen Claſſe betrachten und ſich 
waltung, ſtehen aber mittels ihrer Bevollmächtigten oder Delegirten ſorgfältig um die Intereſſen der am ſchlechteſten bezahlten Geſchäfte 
mit dem Geſammtvorſtande der Gewerkſchaft, welcher in der Regel z. B. der Ackerbauarbeiter bekümmern. 
aus einem Verwaltungsrathe, aus Geſchäftsführer, Caſſier, Beifigern | Auch der internationale Congreß zu Baſel 1869 beſchloß die 
und Erſatzmännern, dann einem Ausſchuſſe mit mehreren Mitgliedern energiſche Anſtrebung der Bildung von Gewerksgenoſſenſchaften (Ge⸗ 
beſteht, in ſtändiger Verbindung und find in größerem oder geringerem werkvereinen). Die verſchiedenen Gewerksgruppen ſollen ſich zu natio- 
Grade von der Gewerkſchafts⸗Vorſtandſchaft abhängig. nalen Verbänden vereinigen und gemeinſchaftlich zu ergreifende 
Der Sitz dieſer Gewerksgenoſſenſchaften iſt immer in einer der Maßregeln berathen, um das heutige Lohnſyſtem durch die ge⸗ 
größeren Städte Deutſchlands; die Beiträge der einzelnen Genoſſen⸗ noſſenſchaftliche Arbeit zu beſeitigen. Der Generalrath ſollte 
ſchaftsmitglieder fließen zu einem großen Theile in die Genoſſenſchafts- dann die internationale Verbindung vermitteln. 
hauptcaſſen, aus welchen ſodann die Mittel für die Reiſen der Agi⸗ Der VII. Beſchluß der Londoner Delegirtenverſammlung 1871 
tatoren, für Flugſchriften, für Unterſtützungen von Strikenden ꝛc ſpricht weiter aus, daß der Generalrath, wie bisher, die wachſende 
gedeckt werden; eine alljährlich ſtattfindende Generalverſammlung der Tendenz der Gewerksgenoſſenſchaften jeden Landes, ſich mit den Ge⸗ 
Delegirten der einzelnen Mitgliedſchaften des Genoſſenſchaftsverbandes noſſenſchaften deſſelben Gewerks in allen Ländern in Verbindung zu 
beſchließt über die Vereins⸗ Angelegenheiten. fegen, unterſtützen wird, und erſucht deßhalb die Vorſtände der Ge⸗ 
Es muß nunmehr die Frage erörtert werden, ob dieſe Gewerks⸗ werkſchaften aller Länder, den Generalrath über die Adreſſen ihrer 
genoſſenſchaften zu den politiſchen oder nicht politiſchen Arbeiteraſſo⸗ Geſchäftslocale unterrichtet zu erhalten, nachdem feine Wirkſamkeit als 


internationaler Vermittler zwiſchen den nationalen Gewerksgenoſſen⸗ 
ſchaften weſentlich von dem Beiſtande abhängt, welchen dieſe Geſell⸗ 
ſchaften ſelbſt dem von der Internationale unternommenen Werke der 
allgemeinen Arbeiterſtatiſtik angedeihen laſſen. 

Die officielle Schrift des Socialdemokraten Karl Hillmann 
1871 „die internationale Arbeiteraſſociation“ erwähnt als Hauptſache 
der internationalen Gewerkvereine die Förderung und Ausbreitung 
der Idee, die genoſſenſchaftliche Arbeit an der Stelle der Lohnarbeit 
zu ſetzen, um ſtatt des Arbeitslohnes den Arbeitsertrag zu gewinnen. 

Der internationale Congreß in Haag 1872 machte die Ge- 
werksgenoſſenſchaften aller Länder wiederholt auf den Generalrath als 
Vermittler von internationalen Beziehungen aufmerkſam, und unterm 
26. Januar 1873 unterbreitete der Generalrath in New⸗York den 
verſchiedenen Gewerksgenoſſenſchaften aller Länder einen Organiſations⸗ 
plan über die Wirkſamkeit der Gewerksgenoſſenſchaften, wonach alle 
Vereinigungen eines Gewerkes in einem Lande ſich zur Wahl eines 
Executivausſchuſſes für ihr Land verbinden, dieſe Ausſchüſſe in fort- 
währender Verbindung durch die Vermittlung eines Vollziehungs— 
rathes mit andern Ländern in Verbindung ſtehen ſollen, um über 
den Stand der Gewerke und die Arbeit jeden Landes genaueſt unter⸗ 
richtet zu ſein. Zur Unterſtützung der Unionsmitglieder und zur 
Deckung der Ausgaben des allgemeinen Vollziehungsausſchuſſes ſollen 
Caſſen errichtet werden, und alle Ausſchüſſe der verſchiedenen Gewerke 
jeden Landes ſollen ſich zur Hilfeleiftung verbinden, wo ein Gewerk 
wegen Mangel an Mitteln unfähig ſei, den Widerſtand gegen ſeine 
Ausbeuter fortzuſetzen. Jedes Mitglied einer ſolchen internationalen 
Gewerksgenoſſenſchaft ſollte im Falle der Auswanderung in dem neuen 
Lande mit den älteren Mitgliedern dieſelben Rechte haben, und es 
Pflicht der Genoſſenſchaften ſein, durch ihre Executivausſchüſſe die 
Ein⸗ und Ausfuhr von Arbeitskräften zu verhindern. 

Welchen Werth die Führer der Socialdemokratie auf die Ver⸗ 
bindung der politiſchen Arbeitervereine mit den Gewerksgenoſſen— 
ſchaften legen, geht insbeſonders aus zwei ſocialdemokratiſchen Schrif⸗ 
ten: „Praktiſche Emancipationswinke. Ein Wort zur Förderung der 
Gewerksgenoſſen von Karl Hillmann. Leipzig. Verlag der Genofjen- 
ſchaftsbuchdruckerei 1873“ und: „Die parlamentariſche Thätigkeit des 
deutſchen Reichstages. Mit einem Anhange: Winke für Agitationen. 
Leipzig 1873. Verlag der Genoſſenſchaftsbuchdruckerei“ hervor. Aus der 
erſterwähnten Schrift iſt hervorzuheben, daß die gewerkſchaftliche Or⸗ 
ganiſation die natürliche und hiſtoriſche Handhabe ſei, um die Ar⸗ 
beiter zur Abſchaffung der Claſſenherrſchaft zu befähigen, daß — weil 
die Mehrzahl der Arbeiter keinen Sinn für politiſche Beſtrebungen 
habe und am meiſten nur für Lohnerhöhung, kurze Arbeitszeit, Reiſe⸗ 
und Kranken⸗Unterſtützungen zugänglich ſei — dieſer praktiſche 
Sinn von denjenigen, welche die gewerkſchaftliche Organiſation als 
das natürliche und hiſtoriſche Mittel erkennen, um der Arbeit all- 
mälig zur Herrſchaft zu verhelfen, benutzt werden müſſe, daß es 
ein Irrthum ſei, die Gewerkſchaftsbewegung der rein polttifchen Be⸗ 
wegung direct unterzuordnen, daß fie vielmehr zunächſt nur als Vor 
ſchulen und Exercierübungen für das Proletariat zu betrachten ſeien, 
bis der Gedanke zur Emancipation des vierten Standes gereift ſei. 

Dieſe Geſellenverbindungen ſeien die Vorläufer und der Unter: 
grund für eine nationale Gewerksvereinigung; ihre Zwecke ſeien 
mindeſtens in zweiter Linie politiſche, weßhalb es Aufgabe 
der gebildeten und aufgeklärten Arbeiter der ſocialdemokratiſchen Partei 
ſein müſſe, die Mitglieder durch populäre Vorträge, Schriften und 
belehrende Bilder zu feſſeln, andere zu gewinnen, und womöglich 
alle Genofſeu eines Gewerks durch entſprechende Mittel, wie Arbeits- 
nachweis, Reiſeunterſtüzung ꝛc. an ſich heranzuziehen. Derartige 
Vereine ſeien nicht mit Namen zu umgeben, welche für uneinge⸗ 
weihte Arbeiter einen politiſchen Anſtrich haben, weil der Arbeiter 
leicht mißtrauiſch ſei; die gemeinſamen Intereſſen führten ohnehin 
die Arbeiter zuſammen, und wenn ſich locale Vereinigungen zu einem 
nationalen Verbande einigen, ſo trete ſelbſtverſtändlich die ſchon vorher 
beſtandene politiſche Tendenz noch mehr in den Vordergrund; 
vor allem aber müßten die durch Altgeſellen dictatoriſch und ab- 
ſolut commandirten localen Geſellenvereinigungen demokratiſch 
organiſirt werden. 

In der zweiten Schrift wird dem Agitator, wenn er durch 
populäre Sprache und warme überzeugende Darſtellung die Zuhörer 
intereſſirt hat, aufgetragen, dafür Sorge zu tragen, daß der Rauſch 
des Augenblicks nicht reſultatlos verfliege, ſondern daß der Partei, 
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den Gewerksgenoſſenſchaften neue Mitglieder und Mitkämpfer, den 
Parteiorganen neue Leſer zugeführt werden. Zur Erreichung dieſes 
Zweckes werden dann Verhaltungsmaßregeln für den Agitator, den 
Vertrauensmann, den Ausſchuß bekannt gegeben und zum Schluſſe 
wird gefordert, daß die Parteigenoſſen dafür zu ſorgen haben, daß 
die ihnen im voraus beſtimmten Perſonen bei anberaumter Ver— 
ſammlung zur Wahl in das Bureau vorgeſchlagen werden. 

Daß dieſe Grundſätze der Agitation in den Verbindungen der 
Handwerksgeſellen in Deutſchland ſeitens der Führer und Agitatoren 
der Socialdemokratie auf das genaueſte befolgt werden, lehrt die Er- 
fahrung; letztere drängen ſich in die Verſammlungen der locale, 
politiſche Zwecke nicht verfolgenden und lediglich das ökonomiſche 
Intereſſe ihrer Mitglieder im Auge habenden Fachvereine ein, erklären 
dieſe für ungenügend, empfehlen den allgemeinen Verband der Ge— 
werksgenoſſenſchaft als unbedingt nothwendig und werben in dieſen 
Vereinen bald offen, bald verſteckt Mitglieder für ihre Partei. In 
Süddeutſchland insbeſondere iſt die Agitation der Anhänger der 
Socialdemokratie in den einzelnen Fachvereinen, ihre allmälige Auf⸗ 
löſung und ihr ſpäteres Aufgehen in einer Mitgliedſchaft einer allge⸗ 
meinen Gewerksgenoſſenſchaft ſtatiſtiſch nachweisbar. 

Derlei Gewerksgenoſſenſchaften ſind z. B. die Schuhmacher⸗ 
gewerkſchaft mit dem Sitze in Gotha, der deutſche Tabakarbeiterverein 
(früher allgemeiner deutſcher Cigarren-Arbeiterverein), der allgemeine 
deutſche Sattlerverein und der Verein der deutſchen Steinmetzen mit 
dem Sitze in Berlin, die Gewerkſchaft der Maler, Lakirer und Ver⸗ 
golder, der Spänglergehilfenverband, der allgem. deutſche Töpferverein 
(erſtreckt ſich auch auf Oeſterreich und die Schweiz) und die Holz: 
arbeitergewerkſchaft mit dem Sitze in Hamburg, der allgemeine deutſche 
Schneiderverein und die Metallarbeitergewerksgenoſſenſchaft mit dem 
Sitze in Braunſchweig, der Verein der Glacehandſchuhmacher Deutich- 
lands mit dem Sitze in Altenburg ꝛc. ꝛc. 

Welche von dieſen Gewerksgenoſſenſchaften und von den in den 
einzelnen Städten befindlichen Mitgliedſchaften derſelben zu den 
politiſchen Vereinen zu zählen ſind, iſt zunächſt abhängig von ihren 
Statuten, ſowie ihrem Thun und Treiben überhaupt. Wenn auch in 
den einzelnen Fällen bei der bekannten Taktik der Soctaldemokraten 
ſchwer nachgewieſen werden kann, in welch' näherer Verbindung dieſe 
Genoſſenſchaften mit den entſchieden politiſchen ſocialdemokratiſchen 
Arbeiterparteien ſtehen, ſo kann doch nicht beſtritten werden, daß die 
Führer und Vorſtände dieſer Gewerksgenoſſenſchaften Socialdemokraten 
im vollen Sinne des Wortes ſind, und daß ſie ihrerſeits mit den 
Führern der ſocialdemokratiſchen Arbeiter-Parteien in fortwährender 
Fühlung ſtehen. Zieht man nun weiter in Berückſichtigung, daß den 
einzelnen Verſammlungen dieſer Gewerksgenoſſenſchaften die Mit⸗ 
glieder der ſocialdemokratiſchen Arbeiterpartei und des allgemeinen 
deutſchen Arbeitervereins nicht nur regelmäßig anzuwohnen, ſondern 
in denſelben ſtets eine Hauptrolle zu ſpielen pflegen, daß ferner in 
dieſen Gewerksgenoſſenſchaften der Einfluß der ſocialiſtiſchen Arbeiter⸗ 
führer und Agitatoren, wie die jüngſten Reichstagswahlen nachge⸗ 
wieſen haben, bedeutend an Terrain gewonnen haben, und daß — wie 
vorher erwähnt — die ſog. demokratiſchen Arbeiterparteien es in ihrer 
Aufgabe gelegen erachten, die Mitglieder der Gewerksgenoſſenſchaften 
zu ſchulen, zu ſich heranzuziehen und für ihre Zwecke zu benützen: 
fo iſt mit gutem Grunde anzunehuten, daß dieſe Gewerkſchaft mehr 
politiſcher Natur und Tendenzen find als nicht, wie denn auch in 
der That mehrere ſolcher Gewerkſchaften in München im September 
1874 und erſt jüngſt in Frankreich im Jannar 1875 von der zu 
ſtändigen Polizeibehörde als politiſche Vereine erkärt und aufgelbst 
worden find. Bei den weitgehenden Zielen der ſocialdemokratiſchen 
Arbeiterparteien iſt es eine Hauptaufgabe für den Staat, die Thätig⸗ 
keit derſelben, ihr Vereins- und Verſammlungsleben genaueſt zu 
überwachen: „Videant consules ne quid urbs detrimenti capiat.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Lehre vom Zeitpunkte der Erhebung von Wildſchäden in 
Weingärten. 

In Folge einer von mehreren Weingärtenbeſitzern der Ge⸗ 

meinde B. gegen den Pächter der Gemeindejagd, Grafen A., einge⸗ 

brachten Wildſchadenserſatzklage ordnete die politiſche Bezirksbehörde im 


Frühjahre 1875, bald nach eingebrachter Klage eine commiſſtonelle 
Erhebung an. Es intervenirten dabei 3 Schätzmänner, von denen je 
einer von den beiden Streittheilen und der dritte (Obmann) von 
der Bezirkshauptmannſchaft ernannt waren. N 

Die Weingärten, welche als beſchädiget bezeichnet waren, 
wurden beſichtigt und in der That Schäden, welche von Haſen und 
Kaninchen herrührten, conſtatirt. Die Weinſtöcke waren dort, wo der 
Schnitt vorzunehmen iſt, abgenagt, ſo daß ein regelrechter Schnitt 
nicht platzgreifen konnte. Außerdem fehlten an vielen Stöcken die 
Augen, wodurch ein Verluſt an der künftigen Fechſung als un⸗ 
zweifelhaft angenommen wurde „und es ergebe ſie dadurch nothwendig“, 
ſagen die Sachverſländigen, „ein Abgang an den zur Vervollſtändigung 
und Verjüngung der Weingärten nothwendigen ſogenannten Grubern“. 

Mit Hinblick auf dieſe Thatſachen bezifferten die Schätzleute 
für jeden Kläger einen beſtimmten Schaden und die Bezirksbehörde 
verurtheilte den Grafen A. zum Erſatze desſelben, nicht minder aber 
auch zu den Commiſſionskoſten und Schätzungsgebühren. 

Graf A. recurrirte gegen dieſe Entſcheidung, und zwar nach 
zwei Seiten, erſtens, weil der Wildſchaden ſogleich erſetzt werden 
ſolle, ſodann weil ihm die Commiſſions- und Schätzungskoſten auf⸗ 
gebürdet ſeien. In erſterer Beziehung hob der Recurrent hervor, daß 
die Schätzung zu einer unpaſſenden Zeit erfolgte, nämlich im Früh— 
jahre, wo der Fechſungsentgang noch nicht zu conſtatiren geweſen 
wäre, daß daher vor der Weinleſe noch eine Schätzung in's Werk 
geſetzt werden müßte, um ſicherzuſtellen, ob und in welchem Maße 
wirklich ein Schaden vorliege. Recurrent berief ſich für dieſe ſeine 
Anſchauung auf das Hofdecret vom 30. Auguſt 1788. In zweitge⸗ 
dachter Richtung verſtellte Graf A. zur Erwägung, daß nicht er, 
ſondern die Kläger, welche ungebührliche und übertriebene, ſomit nicht 
erfüllbare Erſatzanſprüche erhoben, die commiſſionelle Erhebung ver⸗ 
anlaßt hätten. Die Geſammtforderung der zehn Kläger habe 1158 fl. 
betragen, er, der Recurrent, habe 124 fl. geboten und das Reſultat 
der Schätzung ſei die Summe von 343 fl. geweſen. Es wäre fomit 
nicht er ſachfällig geworden, ſondern vielmehr wären es die Kläger, 
deren hochgeſpannte Forderungen nicht zuerkannt ſeien. 

Graf A. erklärte übrigens ausdrücklich, daß er gegen das 
Schätzungsergebniß (343 fl.) keine Einwendung mache. 

Die zweite Inſtanz (Statthalterei) beſtätigte die erſte Ent⸗ 
ſcheidung rückſichtlich des zugebilligten Wildſchadenerſatzes (343 fl.), 
weil dieſer ordnungsmäßig erhoben und beſtimmt bewerthet ſei, 
änderte aber rückſichtlich der Commiſſionskoſten und Schätzungsge⸗ 
bühren die bezirksbehördliche Entſcheidung dahin ab, daß jeder Theil 
die Hälfte zu bezahlen habe. 5 

Graf A. ergriff abermals Recurs und betonte, daß am 4. Juli 
d. J. ein Hagelwetter die in Frage ſtehenden Weingärten arg ver 
wüſtet, ja nahezu den ganzen Ertrag derſelben vernichtet habe. 

Das k. k. Miniſterium des Innern entſchied am 11. September 
1875, 3. 13.541, wie folgt: 

„Dem Recurſe des Grafen A. wird aus nachſtehenden Gründen 
keine Folge gegeben: 

Die Einwendung des Grafen A. gegen den Zeitpunkt der 
Schätzung des conſtatirten Wildſchadens im Frühjahre und deſſen 
Anſpruch auf eine nochmalige Abſchätzung des Schadens unmittelbar 
vor der Weinleſe iſt weder im Geſetz, noch ſachlich begründet. Denn 
das Hofdeeret vom 30. Auguſt 1788, 3. 1771, verordnet, daß jeder 
Wildſchaden, er möge auf Feldern, Wieſen, in Wäldern oder Wein⸗ 
gärten geſchehen fein, jederzeit ſogleich und ohne Zeitverluſt abzuſchätzen 
ſei, weil ſich von den Kenntniſſen und den Erfahrungen der Schätz— 
leute vorausſetzen laſſe, daß ſie zu beurtheilen im Stande ſind, wie 
weit der Schade zur Zeit der Fechſung ſich wirklich erſtrecken werde. 
Erſt durch das ſpätere Hofdecret vom 27. November 1788, 3. 3492, 
wurde geſtattet, in jenen Fällen, wo eine ſofortige Schätzung des 
Schadens nicht mit Sicherheit geſchehen könne, dieſe Schätzung auf 
eine angemeſſene Zeit zu verſchieben. 

Im vorliegenden Falle war mit Rückſicht auf das einſtimmige 
und ganz beſtimmt lautende Gutachten der beigezogenen drei Schäß- 
männer umſoweniger eine Veranlaſſung vorhanden, die definitive 
Schätzung des Schadens einem ſpäteren Zeitpunkte und einer koſt— 
ſpieligen und zeitraubenden zweiten Localcommiſſion vorzubehalten, 
als ja der unmittelbare Schadensbetrag nicht bloß den Entgang an 
der diesjährigen Fechſung, ſondern auch die nachhaltige Störung der 
Culturentwicklung der fraglichen Weingärten durch den Ausfall an 
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ſogenannten Grubern umfaßt, welche Beſchädigung keineswegs einer 
nochmaligen Abſchätzung bedarf. Der im Monate Juli ſtattgefundene 
Hagelſchlag vermag aber die Erſatzpflicht des Jagdpächters nicht zu 
beeinflußen, weil der Erſatzanſpruch des Beſchädigten nach den Grund⸗ 
ſätzen des Civilrechtes ſchon im Momente der Beſchädigung begründet 
iſt, indem der Schaden nach dem gemeinen Werthe, den die Sache 
zur Zeit der Beſchädigung hatte, zu ſchätzen kommt (§ 306 a. b. G. B.) 
und weil eine erſt nachträglich eintretende Verminderung des Werthes 
oder ſelbſt die gänzliche Vernichtung des beſchädigten Objectes als 
ein Zufall angeſehen werden muß, welcher nicht dem Jagdinhaber 
zu Gute kommen kann Der Erſatzanſpruch des Beſchädigten kann 
nicht von dem Zeitpunkte der wirklichen Erſatzleiſtung abhängig ges 
macht werden, welcher z. B. hier, ohne ſein Zuthun und Verſchulden 
durch den geſetzlich zuläſſigen Inſtanzenzug bis über die Zeit des 
Hagelſchlags hinaus verſchoben worden iſt.“ Ee. 


Die Klagen aus dem Dienſt⸗ und Lohnverhältniſſe zwiſchen einem 

Apotheker und ſeinen Gehilfen und Lehrlingen ſind ſelbſt vor 

Ablauf von dreißig Tagen ſeit dem Aufhören des Dienſtver⸗ 
hältniſſes nur vor dem ordentlichen Richter zu verfolgen. 

Der Apotheker in Wien W. T. ſchloß am 1. Auguſt 1874 
mit dem damals eben abſolvirten Pharmaceuten Sigismund Or. ein 
Uebereinkommen dahin ab, daß dieſer ſeine ganze Zeit dem Geſchäfte 
des Erſteren widmen, dafür aber einen Monatslohn von 65 fl. ö. W. 
nebſt Wohnung, Verpflegung und Bedienung erhalten ſollte. Der 
Apotheker kündete dieſes Verhältniß bereits am 17. September 1874, 
und zwar für 1. October v. J. Der Untergebene hielt dieſe Kündi⸗ 
gung, weil ſie die Friſt von nur 14 Tagen umfaßte, während in 
Ermangelung einer beſonderen diesfälligen Vereinbarung im Sinne 
der Apothekerordnung eine ſechswöchentliche Friſt vom Tage der Kun⸗ 
digung bis zur wirklichen, gänzlichen Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
hätte beobachtet werden ſollen, für eine Verkürzung der ihm zuſtehen⸗ 
den Rechte und erhob daher wider den Apotheker eine Klage auf Schaden⸗ 
erſatz im Geſammtbetrage von 80 fl. an Lohn, ſowie für Wohnung, 
Verpflegung und Bedienung während der Dauer der geſetzlichen 
Kündigungefriſt. 

Zwar ward gegen das angerufene k. k. Bezirksgericht der 
inneren Stadt Wien die Einwendung der Unzuſtändigkeit geltend 
gemacht, aber ſelbe mit dem, weil nicht weiter angefochtenen, in 
Rechtskraft erwachſenen Beſcheide der erſten Inſtanz vom 6. November 
1874 abgewieſen, worauf das Verfahren ordnungsmaͤßig fortgeſetzt, 
und das Urtheil vom 10. Februar 1875, 3. 58.147, gefällt wurde, 
welches dem Klagebegehren in allen Punkten ſtattgab. 

Ueber die Seitens des geklagten Apothekers in der Hauptſache 
überreichte Beſchwerde fand das k. k. Oberlandesgericht in Wien mit 
Verordnung vom 27. April 1875, 3. 6287, gemäß § 48 J. N. 
das erfloſſene erſtrichterliche Urtheil von Amtswegen aufzuheben und 
dem Bezirksgerichte aufzutragen, daß es die Streitſache an die Ge— 
noſſenſchaft der Apotheker in Wien zur weiteren Verhandlung zu 
leiten habe, in der Erwägung, daß die am 9. October 1874 angebrachte 
Klage ſich auf eine Streitigkeit eines einer Genoſſenſchaft angehörigen 
ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden mit feinem Gehilfen oder Lehrlinge 
aus dem am 17. September 1874, rückſichtlich am 1. October v. 
J., aufgelösten Dienft oder Lohnverhältniſſe bezieht; in der Erwägung, 
daß derlei Klagen nach $ 102 der Gewerbeordnung vom 20. Decem⸗ 
ber 1859, Nr. 227 R. G. Bl., innerhalb des Zeitraumes von dreißig 
Tagen nach dem Aufhören des Dienſtverhältniſſes vor die Genoſſen— 
ſchaft, und erſt nach dieſer Zeit vor den ordentlichen Richter gehören; 
in der Erwägung, daß daher dieſe Klage des Sigismund Or. gemäß 
§. 1 J. N., da in dieſem Falle ein gerichtliches Verfahren überhaupt 
nicht ſtatt hat, gar nicht hätte angenommen werden ſollen. 

Mit Entſcheidung vom 23. Juni 1875, 3. 6823, gab der k. k. 
oberſte Gerichtshof dem Reviſionsrecurſe des Klägers Folge, hob die 
angefochtene obergerichtliche Verordnung auf und trug der zweiten 
Inſtanz auf, über die derſelben im Appellationszuge vorgelegten Acten 
das weitere geſetzliche Amt zu handeln, in der Erwägung, daß nach 
Abſatz V des kaiſ. Patentes vom 20. December 1859, Nr. 227 R. 
G. Bl., die Vorſchriften der Gewerbeordnung auf das Apothekerweſen 
keine Anwendung finden, ſomit im vorliegenden Falle die Incompetenz 
der Gerichte durch den § 102 der Gewerbeordnung, nach welchem 
Streitigkeiten zwifchen den Gewerbetreibenden und ihren Gehilfen, 


die vor Verlauf von dreißig Tagen angebracht wurden, von der Ge⸗ 
noſſenſchaftsvorſtehung zu erledigen find, nicht begründet erſcheint, 
übrigens es ſich ſelbſt bei der Anwendung der Gewerbeordnung nicht 
um eine abſolute Incompetenz der Gerichte im Sinne des § 48 J. 
N. handeln würde, ferner bereits mit dem Beſcheide des k. k. Be⸗ 
zirksgerichtes der inneren Stadt Wien vom 6. November 1874 das 
Begehren des Geklagten um Einſtellung des Verfahrens wegen be⸗ 
haupteter Unzuſtändigkeit zurückgewieſen wurde, dieſer Beſcheid über⸗ 
dies ſchon lange in Rechtskraft erwachſen iſt. Jur.⸗Bl. 


Notiz. 


(Ueber fuhrsconceſſionen, Strompolizei, Competenz.) Das k. k. 
Miniſterium des Innern iſt competent zur Verleihung gewerblicher Ueberfuhrscon⸗ 
ceſſionen. Die Entſcheidung in letzter Inſtanz, betreffend Eingaben und Recurſe von 
Parteien über Verleihung und Umfang von Gewerbsbefugniſſen gehört ausſchließlich 
in den Geſchäftskreis des k. k. Miniſteriums des Innern, gleichwie auch die mit Pri⸗ 
vatüberfuhrsanſtalten gewöhnlich verknüpfte Mautheonceſſion dem Miniſterium des 
Innern zukommt (Miniſterial⸗Verordnung vom 20. April 1861, R. G. Bl. Nr. 49, 
Abſchnitt B). Ferner iſt das Miniſterium des Innern berufen, in Betreff der Strom- 
polizei in letzter Inſtanz zu entſcheiden, wobei es ſich nach Geſtalt der Sache mit den 
an deren daran betheiligten Miniſterien ins Einveruehmen zu ſetzen hat (Donau⸗ 
Strompolizei⸗Ordnung vom Jahre 1874, R. G. Bl. Nr. 122, § 79.) Dies gilt na⸗ 
mentlich in Anſehung der Benützung des Waſſers, in welcher Richtung das k. k. 
Ackerbauminiſterium oberſte Verleihungsbehörde iſt. y. 


Berordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern v. 18. September 1875, 3. 4492 an die Landes⸗ 

behörden in Wien, Prag, Lemberg Graz und Innsbruck in Betreff des Termines 

zur Einſendung der Ausweiſe über die Prüfungen der Aerzte und Thierürzte zur Er- 

langung einer bleibenden Anſtellung im öffentlichen Sanitätsdienſte bei deu poli⸗ 
tiſcheu Behörden. 


Die k. k. Statthalterei wird hiemit auf eine demnächſt im Reichsgeſetz⸗ 
blatte erſcheinende hierortige Nachtrags-Verordnung ) betreffend die Prüfung der 
Aerzte und Thierärzte zur Erlangung einer bleibenden Anſtellung im öffentlichen 
Sanitätsdienſte bei den politiſchen Behörden mit dem Bedeuten aufmerkſam ge⸗ 
macht, daß die im Sinne des hierortigen Erlaſſes vom 27. Auguſt 1873, 3. 
8065 zu den §§ 14 und 22 der Verordnung vom 21. März 1873, R. G. Bl. 
Nr. 37 von der Landesbehörde zu verfaſſende überſichtliche Zuſammenſtellung der 
Geprüften mit Namen, Alter, Wohnſitz und Cenſur unmittelbar nach dem Schluſſe 
der Prüfungen, ſomit noch innerhalb der erſten Hälfte der Monate Juni und 
December eines jeden Jahres an das Miniſterium des Innern einzuſenden iſt 
und daß innerhalb desſelben Zeitraumes auch die Mittheilungen über jene Can» 
didaten, welche bei einer wiederholten Prüfung nicht Genüge geleiſtet haben, an 
jene Statthaltereien, in deren Verwaltungsgebiete derlei Prüfungs-Commiſſionen 
beſtehen, zu erfolgen haben. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 7. October 1875, 3. 15.022 wegen Aus⸗ 
ſtattung mit Reiſeurkunden behufs Paſſirung der moldauiſchen Grenze. 


Das k. k. Miniſterium des Aeußern hat unterm 4. d. Mts., 3. 16.160 V 
auf Grund eines demſelben zugekommenen Berichte des k. und k. Generalconſulates 
Jaſſy vom 29. v. Mts., Z. LXI anher eröffnet, daß die fürſtlich rumäniſchen 
Grenzbehörden die Weiſung erhalten haben, das Paßpolizeiweſen bezüglich der 
nach der Moldau kommenden Reiſenden ſtrenge zu handhaben und daß in der 
That mehreren Perſonen, welche wie früher ohne Reiſeurkunden die moldauiſche 
Grenze paſſiren wollten, der Eintritt verweigert worden iſt. 

Den Seitens jenes Conſularamtes diesfalls eingezogenen Erkundigungen 
zufolge ſoll dieſe Maßregel von der fürſtlichen Regierung angeblich zu dem 
Zwecke verfügt worden ſein, um dem Eintritte paßloſer Reiſenden, insbeſondere 
aber der Flucht öſterr.-ungar. militärpflichtigen Staatsangehörigen, Laudwehr⸗ 
männer ꝛc. Schranken zu ſetzen. 

Ich beehre mich Hochdiefelben hievon mit dem Erſuchen in die Kenntniß 


) Verordnung des Miniſteriums des Innern v. 18. September 1875, enthalten 
im R. G. Bl. Nr. 126 de 1875. 
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zu ſetzen, im unterſtehenden Verwaltungsgebiete das Geeignete verfügen zu 
wollen, damit die Reiſenden auf obige Maßregel aufmerkſam gemacht werden, um 
ſich nicht den für ſie unangenehmen Folgen der Abweiſung von der Grenze 
auszuſetzen. 


Perſonalien. 


Seine Maieſtät haben den Oberſt⸗Stallmeiſter Grafen Grünne dieſes 
Poſtens enthoben und für denſelben den k. k. Feldmarſchall⸗Lieutenant Emerich Prin- 
zen v. Thurn u. Taxis ernannt. 

Seine Majeſtät haben den k. k. Kämmerer Guſtav Grafen v. Seldern von 
dem Ehrenamte eines k. k. Ahnenproben⸗Examinators im Oberſt⸗Kämmereramte 
enthoben und demſelben den Ordeu der eiſernen Krone 2. Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gaſton Pöttickh Freih. v. Peteuegg die 
Ahnenproben⸗Examinatorsſtelle im k. k. Oberſtkämmereramte verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſ. Miniſterialregiſtraturs-Director Anton 
Steinhauſer den Titel und Charakter eines Regierungsrathes tarfrei verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenienr Franz Hrubeſch tarfrei den 
Titel und Charakter eines Baurathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Architekten Karl Junker den Titel eines Bau— 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamts. Verwalter Cajetan Faſanotti 
in Görz den Titel und Charakter eines Oberamts⸗Verwalters tapfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Honorarlegationsrathe bei der k. u. k. Botſchaft 
in Conſtantinopel Guſtav Ritter v. Kos jek das Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗ 
Ordens mit dem Sterne verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Errichtung eines Honorar⸗Vicecouſulates in Men. 
ton genehmigt und den Louis Martini de Chateauneuf zum unbeſoldeten Vice- 
conful ernannt, 

Seine Majeſtät haben den Gerenten des k. und k. Conſulates in Saigon 
Ernft Grün zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Alphons Pavich v. 
Pfauenthal zum Bezirkshauptmann in Steiermark ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Bergbaueleven Friedrich Zechner und Karl 
v. Webern zu Adjuncten im Status der Bergbehörden ernannt. 


Erledigungen. 


Caſſecontrolorsſtelle im Status der k. k. Salinen⸗Verwaltungen in den Alpen⸗ 
ländern, eventuell mit dem Dienſtorte Ebenſee in der zehnten Rangsclaſſe mit Na⸗ 


. ee Salz⸗ und Holzdeputat gegen Caution, bis Ende November. (Amtsbl. 
. 252. 


Seriptorsſtelle an der Bibliothek der Brünner techniſchen Hochſchule in der 
neunten Rangsclaſſe, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 254.) 

0 e in Steiermark, bis 20. November. (Amtsbl. 
Nr. 256. 

Rechnungsofficialsſtelle im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection 
für Kärnten, Krain, Küſtenland und Dalmatien in der zehnten, eventuell eine Rech⸗ 
nungs⸗Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 6. December. (Amtsbl. Nr. 256.) 

Hauptſteueramts⸗Controlorsſtelle in der neunten Rangsclaſſe, eventuell 
Steuer⸗Einnehmersſtelle in der neunten oder Controlorsſtelle in der zehnten, und 
Adjunctenſtelle in der eilften Rangsclaſſe in Niederöſterreich, bis Ende November. 
(Amtsbl. Nr. 251.) 


Im Verlage der G. J. Manz eſchen Buchhandlung in Wien iſt erſchiene 
und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 3 r erläfenen 


Reichsgericht und Verwaltungsgerichtshof 


im Zuſammenhange mit den ſonſtigen geſetzlichen Einrichtungen zum Rechtsſchutze 
gegen Rechtsverletzungen durch öffentliche Organe und zur Entſcheidung der 


Competenz-Conflicte in Deſterreich 
dargeſtellt von 
Dr. Carl von Kißling. 
104 Seiten gr. 8. elegant geheftet. Preis 80 kr. 


Die demnächſt in's Leben tretende Inſtitution des Verwaltungs⸗Gerichts⸗ 
hofes iſt der Abſchluß einer Reihe von Einrichtungen, welche beſtimmt find, 
den Rechtsſtaat nach der Richtung zur Wahrheit zu machen, daß eine par⸗ 
tetifche und geſetzwidrige Ausübung der Staatsgewalt zum Nachtheile der Ein 
zelnen unmöglich gemacht, oder wenigſtens dem beſchädigten Einzelnen Erſatz 
gewährt wird. — 1 

Der Verfaſſer, welcher ſeit vielen Jahren durch Auffätze in Fachblättern 
und Monografien an dem geiftigen Kampfe über die Geſtaltung dieſer Einrich⸗ 
tung fich beiheifigte, und die Anerkennung feiner Leiſtungen durch Autoritäten auf 
dem Gebiete des öffentlichen Rechtes wie Gneiſt, Pozl, Schmidt, Zachariae ge⸗ 
funden hat, bringt in dem oben erwähnten Werkchen dieſe Einrichtungen in 
ihrem Zuſammenhange, erörtert die ſich allenfalls ergebenden oder bereits vor⸗ 
gekommenen Streitfragen und zeigt ſowohl Theoretikern als Praktikern den Weg, 
auf welchem ſie ſich leicht in den verſchiedenen neuen Inſtitutionen zurechtfinden 
können. — 

Wir erlauben uns daher, dieſe in allen Buchhandlungen vorräthige 
Schrift beſtens zu empfehlen, und werden gef. Beſtellungen prompt erledigt. 
Gegen eine Poſtanweiſung im Betrage von 85 kr. erfolgt frankirte Zuſendung. 
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